
Rechtsschutz bei Aufenthalt.. .Voraussetzung und Mittel, damit die SED ihre füh­
rende Rolle bei der Gestaltung der Rechtsordnung 
der DDR realisieren kann. Die Möglichkeit, die ob­
jektiven Gesetze des Sozialismus im gesamtgesell­
schaftlichen Maßstab auszunutzen, kann ohne den 
Einsatz des Rechts nicht Wirklichkeit werden.
Die R. bei der weiteren Gestaltung des entwickelten 
Sozialismus in der DDR ist in ihren Grundlinien im 
Parteiprogramm von 1976 festgeschrieben. Das 
Recht der DDR wird dort als Ausdruck der Macht 
der Arbeiterklasse charakterisiert, als Recht, das 
„der Verwirklichung der Interessen der Werktäti­
gen, dem Schutz der sozialistischen Ordnung und der 
Freiheit und Menschenwürde der Bürger“ dient. Be­
sondere Bedeutung wird der Vervollkommnung der 
Rechtsnormen vor allem auf den Gebieten der 
Volkswirtschaft und der Zusammenarbeit der Bru­
derländer der sozialistischen Staatengemeinschaft 
beigemessen. Eine weitere Kernforderung in der R. 
ist es, daß die Z sozialistische Gesetzlichkeit von al­
len Staatsorganen, Betrieben, Einrichtungen und 
Bürgern strikt zu wahren ist. Die SED fordert in ih­
rem Statut von den Parteiorganisationen und allen 
ihren Mitgliedern die vorbildliche Erfüllung der ge­
sellschaftlichen Pflichten, die Wahrung der Partei- 
und Staatsdisziplin und die besondere Initiative und 
Bereitschaft bei der Festigung der sozialistischen Ge­
setzlichkeit sowie im Kampf gegen Rechtsverletzun­
gen. Die rechtspolitischen Festlegungen im Partei­
programm werden auf den Parteitagen der SED ent­
sprechend den Erfordernissen und Möglichkeiten 
konkretisiert. Eine besonders wichtige Rolle haben 
dabei die Gesetzgebungsprogramme, die vor allem 
seit dem VIII. Parteitag der SED im Rechenschafts­
bericht des Zentralkomitees an den Parteitag Umris­
sen werden und die wiederum Grundlage für Gesetz­
gebungspläne (Z Gesetzgebung) sind, nach denen 
wichtige Gesetzeswerke neu geschaffen oder alte 
Gesetze den neuen Erfordernissen entsprechend ge­
staltet werden. Solche für die Gestaltung der entwik- 
kelten sozialistischen Gesellschaft entscheidenden 
Gesetze waren z. B. das ZGB, das Z Arbeitsgesetz­
buch, das GöV und das LPG-Gesetz. Im Ergebnis 
dieser Entwicklung konnte der XI. Parteitag der 
SED feststellen: „Wir verfügen jetzt über ein umfas­
sendes Gesetzeswerk, das allen Bürgern die gleichen 
Rechte und Freiheiten garantiert, die Würde des 
Menschen schützt und sein Handeln im Sinne des so­
zialen Fortschritts fördert“ (Bericht des ZK an den 
XI. Parteitag, Berlin 1986, S. 74).

Rechtsprechung - Form der Rechtsanwendung, in 
der die Z Gerichte im Ergebnis eines gesetzlich ge­
regelten Verfahrens und unter ausschließlicher Bin­
dung an Verfassung, Gesetze und andere Rechtsvor­
schriften über Rechtsverletzungen, Rechtsstreitig­
keiten oder andere Rechtsangelegenheiten verbind­
lich entscheiden. Die R. ist eine spezifische, allein 
den Gerichten vorbehaltene Form staatlicher Macht­
ausübung, mit der Bürgern und anderen Berechtig­
ten auf Verlangen staatlicher Rechtsschutz gewährt 
wird. Die R. gehört deshalb zu den grundlegenden 
Garantien für Z sozialistische Gesetzlichkeit und

Rechtssicherheit der Bürger. Sie ist aus der Macht­
vollkommenheit der / Volksvertretungen abgelei­
tet und dient der Durchsetzung der gesamtstaatli­
chen Aufgaben und Ziele (§ 3 GVG). Der Auftrag, 
„Im Namen des Volkes“ Recht zu sprechen, wird 
den Z Richtern und Z Schöffen von den Volksver­
tretungen bzw. unmittelbar von den Wählern erteilt. 
Die Z Volkskammer der DDR als einziges verfas- 
sungs- und gesetzgebendes Organ bestimmt die 
Grundsätze der Tätigkeit des Z Obersten Gerichts, 
das die R. aller nachgeordneten Gerichte leitet. Mit 
der R. wird das Recht auf einen konkreten gesell­
schaftlichen Vorgang angewendet und eine auf den 
Einzelfall bezogene verbindliche und durchsetzbare 
Entscheidung getroffen. Ein richterliches Recht zur 
Prüfung der Gesetze ist ausgeschlossen.
Der Gegenstand der R. ist gesetzlich bestimmt (§4 
GVG). Danach unterliegen der gerichtlichen Zu­
ständigkeit Z Straftaten und Streitigkeiten auf den 
Gebieten des Z Zivilrechts, Z Familienrechts und 
Z Arbeitsrechts, soweit nicht ausnahmsweise durch 
Z Rechtsvorschriften die Entscheidungsbefugnis 
anderen Organen übertragen ist (z.B. ist für Kon­
flikte aus Sozialversicherungsangelegenheiten die 
Zuständigkeit der Z Beschwerdekommissionen für 
Sozialversicherung begründet). Streitigkeiten auf 
anderen Rechtsgebieten gehören nur dann zum Ge­
genstand der R., wenn das in Rechtsvorschriften aus­
drücklich vorgesehen ist (z.B. sind gemäß § 42 LPG- 
Gesetz für vermögensrechtliche Streitigkeiten zwi­
schen den LPG und ihren Mitgliedern die Gerichte 
zuständig). Die Gerichte dürfen nur über solche Sa­
chen verhandeln und entscheiden, die zum Gegen­
stand der R. gehören. Des weiteren ist Vorausset­
zung, daß die betreffende Angelegenheit der Ge­
richtshoheit der DDR unterliegt, d. h. vom Gel­
tungsbereich der R. erfaßt wird. Dieser umfaßt alle 
auf dem Territorium der DDR begangenen Rechts­
verletzungen und auftretenden Rechtsstreitigkeiten 
(Territorialhoheit) und erstreckt sich auf alle Bürger 
der DDR und ihr angehörende Z juristische Perso­
nen (Personalhoheit). Z Rechtsverwirklichung
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Rechtsschutz bei Aufenthalt außerhalb der DDR -
Grundrecht der Bürger nach Art. 33 Verfassung. 
Der Anspruch jedes Bürgers, bei Auslandsaufent­
halt Rechtsschutz durch die Organe der DDR erlan­
gen zu können, ist Ausdruck der staatlichen Z Sou­
veränität und folgt aus der Personalhoheit des Staa­
tes. Auch bei Aufenthalt im Ausland besitzt jeder 
Bürger die staatsbürgerlichen Rechte und hat seine 
staatsbürgerlichen Pflichten zu erfüllen; ihm obliegt 
auch im Ausland die Pflicht, die Politik seines Staa­
tes zu vertreten und dessen Ansehen zu stärken so­
wie die Treuepflicht gegenüber dem sozialistischen 
Staat zu wahren. Er hat die Rechtsordnung des Gast­
landes zu achten; zugleich hat er das Recht, zur Wah­
rung seiner Rechte und Interessen sowie zum Schutz
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